
 

 

Lehrplan für die vier EPVZ-Prüfungsmodule 

Die Prüfungsaufgaben für die vier EPVZ-Prüfungsmodule werden in den drei Amtssprachen des EPA 

(Deutsch, Englisch, Französisch) erstellt. 

Die Kandidatinnen und Kandidaten können zur Beantwortung der Prüfungsaufgaben beliebige 

gedruckte Bücher, Notizen oder sonstige papierbasierte Referenzmaterialien heranziehen. 

Die Kandidatinnen und Kandidaten sollten sich regelmäßig mithilfe der offiziellen EPVZ-Website, der 

EPVZ-Vorschriften, der Anweisungen für die Kandidaten und der FAQs über die aktuellen 

Prüfungsanforderungen sowie über Termine und Fristen informieren. 

Das EPVZ-Zertifikat umfasst vier Module, wobei die entsprechenden Prüfungen unabhängig 

voneinander sowie in jeder beliebigen Kombination abgelegt werden können. Für jedes bestandene 

Modul erhalten die Kandidatinnen und Kandidaten ein entsprechendes Modul-Diplom. Das 

Europäische Patentverwaltungszertifikat (EPVZ) wird ausgestellt, wenn die Kandidatinnen und 

Kandidaten alle vier Module bestanden haben, wobei es nicht darauf ankommt, in welcher Reihenfolge 

sie abgeschlossen wurden. 

Das EPVZ-Modul 1 richtet sich an alle, die sich für europäische und internationale 

Patentangelegenheiten interessieren. Es fragt grundlegendes allgemeines Wissen über das 

Europäische Patentübereinkommen (EPÜ), den Vertrag über die internationale Zusammenarbeit auf 

dem Gebiet des Patentwesens (PCT) und die Pariser Verbandsübereinkunft (PVÜ) ab. Modul 1 prüft 

den allgemeinen Wissensstand in Bezug auf die einschlägigen rechtlichen Vorschriften für die 

Patentverwaltung, nicht jedoch deren praktischen Anwendung im Einzelnen. 

Die drei weiteren Einzelmodule (Modul 2, 3 und 4) des EPVZ richten sich an juristische Hilfskräfte 

(Paralegals), Patentsachbearbeiter, Formalsachbearbeiter und Fachkräfte in ähnlichen Funktionen. 

Diese Module fragen ab, ob die Kandidatinnen und Kandidaten über die erforderlichen Kenntnisse und 

Fähigkeiten verfügen, um selbstständig die Verwaltungsverfahren anzuwenden, die mit der 

Einreichung, Bearbeitung, Erteilung und Aufrechterhaltung europäischer und internationaler 

Patentanmeldungen, mit den Verfahren nach der Erteilung und mit den Verfahren zum Umgang mit 

Mängeln verbunden sind. 

Die Prüfung der Module 2, 3 und 4 konzentriert sich jeweils auf Verfahrensaspekte des Europäischen 

Patentübereinkommens (EPÜ), des Zusammenarbeitsvertrags (PCT), des Übereinkommens über ein 

einheitliches Patentgericht (EPG) und der Pariser Verbandsübereinkunft (PVÜ) sowie des nationalen 

Rechts und anderer Übereinkommen, soweit diese für europäische Patente und Patentanmeldungen 

gelten, einschließlich des Londoner Übereinkommens. 

In den Modulen 2, 3 und 4 müssen die Kandidaten jeweils nachweisen, dass sie zu Folgendem in der 

Lage sind: 

• Beantwortung von Fragen zu den verschiedenen Patentierungswegen und Anmeldeverfahren 

sowie den entsprechenden verfahrens-, verwaltungs- und formalprüfungsbezogenen 

Aufgaben; 

• Durchführung der Verwaltungshandlungen für die wirksame Einreichung und Bearbeitung von 

Patentanmeldungen bei den zuständigen Behörden auf der Grundlage der einschlägigen 

regionalen und internationalen Verträge und Übereinkommen; 

• Nutzung der Online-Dienste des EPA; 



• Überwachung von Fristen, Einreichung der relevanten Unterlagen und korrekte Entrichtung 

von Gebühren; 

• Erkennen der Rechtsfolgen von Mängeln und Anwendung der verfügbaren Rechtsmittel; und 

• Umgang mit Verfahren nach der Patenterteilung. 

 

Überblick über die Prüfungsmodule und ihre Hauptüberschriften 

Nachfolgend werden die vier Module und ihre Hauptüberschriften im Dokument aufgelistet. 

Modul Hauptüberschrift 

1 - Patentrecht 
(Grundlagen) 

1.1 Allgemeine Aspekte des Patentrechts 
1.2 Das europäische Patenterteilungssystem nach dem EPÜ 
1.3 Das PCT-Patentanmeldesystem 
 

2 - Patenterteilungs-
verfahren 

2.1 Europäische Patentanmeldung: Einreichung, 
Veröffentlichung, Recherchephase 
2.2 Prüfungsphase, Erteilung, Zurückweisung oder 
Zurücknahme (einschließlich Euro-PCT-Anmeldungen) 
2.3 Gemeinsame Vorschriften 
 

3 - Verfahren nach der 
Patenterteilung/Einheits-
patent 

3.1 Validierung eines erteilten europäischen Patents 
3.2 Einheitspatent 
3.3 Einspruchsverfahren 
3.4 Beschränkungs- und Widerrufsverfahren 
3.5 Beschwerde im Einspruchsverfahren (Inter-partes-
Beschwerde) 
 

4 - PCT-Verfahren und 
Eintritt in die europäische 
Phase 

4.1 Einreichung der internationalen Anmeldung (Kapitel I 
PCT) 
4.2 Internationale Recherche 
4.3 Internationale Veröffentlichung 
4.4 Internationale vorläufige Prüfung (Kapitel II PCT) 
4.5 Allgemeine Bestimmungen nach dem PCT 
4.6 Eintritt in die nationale oder regionale Phase 
4.7 Europäische Phase einer internationalen Anmeldung 
(Euro-PCT) 
 

  



Modul 1 – Patentrecht (Grundlagen) 

Inhalt dieses Moduls 

Modul 1 – Patentrecht (Grundlagen) befasst sich mit allgemeinen Aspekten des Patentrechts 

und stellt die wichtigsten rechtlichen Rahmenbestimmungen, Behörden und 

Verfahrensphasen für das EPÜ- und das PCT-System vor. 

In der Prüfung wird abgefragt, inwieweit die Kandidatinnen und Kandidaten grundlegende 

Konzepte des Patentrechts verstanden haben und dazu in der Lage sind, die verschiedenen 

Patentierungswege, Behörden, Rechtsrahmen und Verfahrensphasen im EPÜ- und im PCT-

System zu erkennen und voneinander zu unterscheiden. 

Die Rechtsgrundlage ergibt sich aus dem Europäischen Patentübereinkommen (EPÜ), dem 

Vertrag über die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Patentwesens (PCT) 

und der Pariser Verbandsübereinkunft (PVÜ). 

1.1 Allgemeine Aspekte des Patentrechts 

• Was ist ein Patent (geistiges Eigentumsrecht, Vermögensgegenstand, Struktur einer Patentschrift, 
Geltungsdauer) 

• Patentierbarkeitskriterien (neu, erfinderisch, gewerblich anwendbar) 

• Patentierungswege (national, regional, international) 

• Definition der Priorität (Pariser Verbandsübereinkunft) 

• Anmelder/Anmelderin, Erfinder/Erfinderin und Vertretung 

• Mitglieds- bzw. Vertragsstaaten des EPÜ, PCT und der Pariser Verbandsübereinkunft 
 

1.2 Das europäische Patenterteilungssystem nach dem EPÜ 

Das EPA als Patentbehörde 

• Rechtssystem: das EPÜ 

• Vertretung vor dem EPA 
 

Das europäische Patentanmeldungsverfahren 

• Phasen einer europäischen Patentanmeldung 

• Rolle der Eingangsstelle, der Recherchen-, Prüfungs- und Einspruchsabteilungen sowie der 
Beschwerdekammern 
 

1.3 Das PCT-Patentanmeldesystem 

Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO), Rolle des Internationalen Büros (IB) 

• Rechtssystem: der PCT 

• Vertretung nach dem PCT 

• Das PCT-Anmeldeverfahren: Verlauf des PCT-Verfahrens, Rolle der verschiedenen Ämter (IB, RO, 
ISA, SISA, IPEA, DO, EO) 

• Kapitel I und Kapitel II PCT 

• Phasen des internationalen Verfahrens 
 

  



Modul 2 – Patenterteilungsverfahren 

Inhalt dieses Moduls 

Modul 2 – Patenterteilungsverfahren befasst sich mit dem EPÜ-Verfahren für europäische 

Patentanmeldungen von der Einreichung bis zur letzten Prüfungsphase einschließlich der 

Erteilung, Zurückweisung oder Zurücknahme sowie relevanten Berichtigungen nach der 

Erteilung. 

In der Prüfung wird abgefragt, inwieweit die Kandidatinnen und Kandidaten dazu in der Lage 

sind, die verfahrensrechtlichen Erfordernisse für europäische Direktanmeldungen und 

europäische Teilanmeldungen während des Erteilungsverfahrens – einschließlich 

Einreichung, Formalprüfung, Veröffentlichung, Recherche, Prüfung, Rechtsmitteln, 

abschließenden Verfahrenshandlungen und Berichtigungen nach der Erteilung – zu 

erkennen und anzuwenden. 

Euro-PCT-Anmeldungen werden in diesem Modul behandelt. Die Prüfung bezieht sich auf 

das Wissen der Kandidatinnen und Kandidaten über das Verfahren ab dem wirksamen 

Eintritt der PCT-Anmeldung in die europäische regionale Phase. Ab diesem Zeitpunkt 

entspricht das Verfahren dem allgemeinen EPÜ-Rahmen für Prüfung, Erteilung, 

Zurückweisung und Zurücknahme. Euro-PCT-spezifische Eintrittshandlungen und Fragen zur 

ergänzenden europäischen Recherche werden in Modul 4 – PCT-Verfahren abgedeckt. 

Die Rechtsgrundlagen für dieses Modul finden sich im EPÜ, der Ausführungsordnung zum 

EPÜ und der Gebührenordnung sowie den Richtlinien für die Prüfung im Europäischen 

Patentamt und dem Amtsblatt des Europäischen Patentamts (die Pariser 

Verbandsübereinkunft stellt für dieses Modul keine eigene Verfahrensgrundlage dar, ist aber 

insoweit relevant, als sie im EPÜ reflektiert wird, insbesondere bei der Priorität). 

2.1 Europäische Patentanmeldung: Einreichung, Veröffentlichung, 

Recherchephase  

Einreichung einer europäischen Patentanmeldung (Euro-Direkt) 

• Einreichungswege und zulässige Einreichungsformen, einschließlich Einreichung beim EPA oder bei 
zuständigen nationalen Behörden 

• Weiterleitung von bei nationalen Behörden eingereichten Anmeldungen 

• Recht auf Einreichung, gemeinsame Anmelder und verschiedene Anmelder für verschiedene 
Vertragsstaaten 

• Inhalt der Anmeldung: Erteilungsantrag, Beschreibung, Patentansprüche, Zeichnungen und 
Zusammenfassung 

• Unterschriftserfordernis und Erfordernisse für die Einreichungsunterlagen 

• Prioritätsansprüche, mehrere Prioritäten, Prioritätsunterlagen und WIPO DAS 

• Berichtigung oder Hinzufügung von Prioritätsansprüchen (falls zutreffend) 

• Gebühren in der Einreichungsphase: Anmeldegebühr, Recherchengebühr, Anspruchsgebühr, 
Seitengebühr und Gebührenermäßigungen (falls zutreffend) 

• Folgen einer Nichtentrichtung und verfahrensrechtliche Folgemaßnahmen 

• Verzichts- und Beschleunigungsmöglichkeiten 

• Vertretung 

 

 



Anmeldedatum und Eingangsprüfung 

• Mindesterfordernisse für die Zuerkennung eines Anmeldetags 

• Rechtswirkung des Anmeldetags 

• Einreichung durch Bezugnahme auf eine früher eingereichte Anmeldung 

• Fehlende Teile der Beschreibung oder fehlende Zeichnungen 

• Fälschlicherweise eingereichte Anmeldungsunterlagen oder Teile 

• Folgen der Nichterfüllung von Erfordernissen für den Anmeldetag 

• Berichtigung von Mängeln in der Einreichungsphase 

• Zugehörige Fristen und Mitteilungen 

Formalprüfung 

• Erteilungsantrag und bibliografische Daten 

• Einreichungs-/Verfahrenssprache, Übersetzungen und sprachbezogene Gebührenermäßigungen 

• Gebührenermäßigungen für bestimmte Anmelder und Kleinsteinheiten, Angaben zum Vertreter, 
Vollmachten und Unterschriften 

• Anmeldungsunterlagen – Beschreibung, Patentansprüche, Zeichnungen und Zusammenfassung – 
und Formerfordernisse 

• Prioritätserklärung und Prioritätsunterlagen 

• Benennung des Erfinders, Verzichtserklärungen und Berichtigungen 

• Übergang oder Übertragung von Rechten und Nachweise 

• Registeraktualisierungen und Akteninformationen 

Sonderbestimmungen 

• Teilanmeldungen – Anhängigkeit, Identität des Anmelders, Einreichung beim EPA, Inhalts-
/Spracherfordernisse, territorialer Geltungsbereich, Gebühren und besondere Erfordernisse, z. B. 
Sequenzprotokoll, biologisches Material 

• Anmeldungen nach Art. 61 EPÜ und Aussetzung des Verfahrens 

• Zurschaustellen auf einer Ausstellung 

• Anmeldungen betreffend biologisches Material 

• Anmeldungen betreffend Nucleotid- oder Aminosäuresequenzen 

• Umwandlung in eine nationale Anmeldung 

Formelle Mängel, Änderungen und Berichtigungen vor der Veröffentlichung 

• Mitteilungen über formelle Mängel und Berichtigungsaufforderungen 

• Änderungen der Anmeldung während der Formalprüfungsphase 

• Berichtigung von Fehlern 

• Fehlende Ansprüche, fehlende Zusammenfassung und Formfehler 

• Rechtsverlust, Zurückweisung oder Zurücknahme 

Recherche und Veröffentlichung der Anmeldung 

• Europäischer Recherchenbericht, schriftlicher Bescheid und erweiterter europäischer 
Recherchenbericht 

• Recherchengebühren, Rückerstattungen und zusätzliche Recherchengebühren 

• Mangelnde Einheitlichkeit, Teilrecherche und keine sinnvolle Recherche 

• Veröffentlichung der Anmeldung mit oder ohne Recherchenbericht 

• Gesonderte Veröffentlichung des Recherchenberichts (sofern erforderlich) 

• Europäischer Publikationsserver, Europäisches Patentregister: Akteneinsicht, Überwachung 

• Durch die Veröffentlichung des Recherchenberichts ausgelöste Fristen 

• Verhinderung der Veröffentlichung durch rechtzeitige Zurücknahme 

2.2 Prüfungsphase, Erteilung, Zurückweisung oder Zurücknahme 

(einschließlich Euro-PCT-Anmeldungen) 

Beginn des Prüfungsverfahrens 

• Prüfungsantrag/Bestätigung der Absicht die Anmeldung aufrechtzuerhalten 

• Erwiderung auf die Stellungnahme zum Recherchenbericht und gegebenenfalls Änderungen vor der 
Prüfung 

• Frühere Recherchenergebnisse, sofern erforderlich 



• Prüfung-, Benennungs-, Erstreckungs- und Validierungsgebühren 

• Fiktion der Zurücknahme bei versäumten erforderlichen Handlungen 

• Möglichkeiten der Beschleunigung des europäischen Patenterteilungsverfahrens 
 

Prüfungsverfahren 
 

• Mitteilungen im Prüfungsverfahren und Erwiderungsfristen 

• Erwiderungen auf Mitteilungen der Prüfungsabteilung, einschließlich Einwendungen, Änderungen und 
der Grundlage für Änderungen 

• Einschränkungen für weitere Änderungen 

• Verfahrensstand und Überwachung des Europäischen Patentregisters 

• Jahresgebühren während der Bearbeitung der Prüfung 

• Rechtsverlustfälle  

• Einwendungen Dritter 

• Mündliche Verhandlungen (Ex-Parte-Verfahren), Recht auf Anhörung und verfahrensrechtliche 
Schutzmaßnahmen 

Erteilung, Zurückweisung oder Zurücknahme 

• Mitteilung über die für die Erteilung vorgesehene Fassung 

• Einverständnis mit bzw. Ablehnung der für die Erteilung vorgesehenen Fassung und/oder der 
bibliografischen Daten 

• Nachträgliche Änderungen oder Berichtigungen in der Erteilungsphase 

• Übersetzungen der Ansprüche 

• Erteilungs- und Veröffentlichungsgebühren; gegebenenfalls Anspruchsgebühren 

• Bereits vor der Erteilung fällige Jahresgebühren 

• Entscheidung über die Erteilung 

• Entscheidung nach Aktenlage 

• Zurückweisung durch die Prüfungsabteilung 

• Aktive Zurücknahme oder Fiktion der Zurücknahme bei versäumten Handlungen oder nicht 
entrichteten Gebühren 

Veröffentlichung nach Erteilung und Berichtigungen 

• Veröffentlichung der Erteilung 

• Veröffentlichung der europäischen Patentschrift 

• Rechtswirkung der Erteilung 

• Berichtigung bibliografischer Daten, Berichtigung von Veröffentlichungsfehlern und Fehlern in der 
Patentschrift, sofern dies verfahrensrechtlich möglich ist 

• Aktualisierung des Europäischen Patentregisters und erforderlichenfalls erneute Veröffentlichung 
 

2.3 Gemeinsame Vorschriften  

Vertretung: 

• Allgemeine Grundsätze 

• Wer kann als Vertreter auftreten 

• Vollmachten 

• Änderung des Vertreters 

 

Fristen 

• Berechnung von Fristen (Regeln 131–134 EPÜ) 

Rechtsmittel nach der Fiktion der Zurücknahme aufgrund versäumter Verfahrenshandlungen 

oder nicht entrichteter Gebühren 

• Weiterbehandlung 

• Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

• Antrag auf Entscheidung 

• Zahlungsnachweis bzw. Nachweis des verspäteten Zugangs von Dokumenten, sofern erforderlich 



• Beschwerde gegen beschwerdefähige Ex-parte-Entscheidungen; Ausschluss von Inter-partes-
Beschwerden (in Modul 3) 

Verfahrensereignisse und ihre Auswirkungen 

• Berichtigung von Fehlern in den beim EPA eingereichten Unterlagen, einschließlich Anträgen nach 
Regel 139 EPÜ 

• Rechtsübergänge, Lizenzen und andere Rechte, Aussetzung des Verfahrens 

• Unterbrechung und Wiederaufnahme des Verfahrens 

• Auswirkungen von Aussetzung/Unterbrechung auf Fristen, Rechtsübergänge, Teilanmeldungen und 
anhängige Handlungen 

• Änderung der Anmelder- oder Erfinderdaten 

Modul 3 - Verfahren nach der Patenterteilung/Einheitspatent 

Inhalt dieses Moduls 

Modul 3 – Verfahren nach der Patenterteilung/Einheitspatent befasst sich mit den Verfahren 

nach der Erteilung eines europäischen Patents, einschließlich zentralisierter Verfahren beim 

EPA und territorialer Schutzrechte nach der Erteilung. 

Geprüft wird, ob die Kandidaten dazu in der Lage sind, die relevanten Formalprüfungen nach 

der Erteilung und die Verfahren nach der Veröffentlichung der Erteilung eines europäischen 

Patents zu ermitteln und anzuwenden, einschließlich der Wahl des territorialen 

Schutzbereichs, zentralisierter Verfahren beim EPA nach der Patenterteilung und Inter-

partes-Beschwerdeverfahren. 

Die Ex-parte-Beschwerde wird in Modul 2 – Patenterteilungsverfahren behandelt. 

Als Rechtsgrundlage dienen das EPÜ, die EPÜ-Richtlinien für die Prüfung (insbesondere Teil 

D und E) und die Richtlinien für das Einheitspatent 2026 zusammen mit dem Londoner 

Übereinkommen, den nationalen Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Einheitspatent 

und den einschlägigen EU-Verordnungen. 

3.1 Validierung eines erteilten europäischen Patents 

• Rechtswirkung eines europäischen Patents als Bündel nationaler Rechte in den benannten 
Vertragsstaaten 

• Schutzsysteme: EPÜ-Vertragsstaaten, Erstreckungsstaaten und Validierungsstaaten 

• Auswahl der Länder nach der Erteilung 

• Nationale Validierungserfordernisse nach Artikel 65 EPÜ 

• Anwendung des Londoner Übereinkommens und Reduzierung der Übersetzungserfordernisse 

• Interaktion zwischen Validierung und nationalem Recht (nationales Recht zum EPÜ) 

• Pflicht zur Entrichtung von Jahresgebühren nach der Validierung und territoriale Folgen 
 

3.2 Einheitspatent 

• Rechtsnatur eines europäischen Patents mit einheitlicher Wirkung als Alternative zu nationaler 
Validierung 

• Anwendbarer Rechtsrahmen 

• Bedingungen für die Beantragung der einheitlichen Wirkung und zulässige Patente 

• Antrag auf einheitliche Wirkung 

• Prüfung des Antrags durch das EPA und Rolle der Abteilung für den einheitlichen Patentschutz 

• Mängel im Antrag und Berichtigungsmechanismen 

• Eintragung der einheitlichen Wirkung und Eintragungen im Einheitspatentregister 

• Territorialer Geltungsbereich des Einheitspatents und teilnehmende Staaten 

• Jahresgebührensystem für Einheitspatente und Entrichtungsmodalitäten 

• Rechtsübergänge, Lizenzen und andere eintragbare Rechte 



• Rechtsmittel gegen Entscheidungen des EPA, die sich auf die einheitliche Wirkung beziehen 

• Beziehung zwischen Einheitspatent, nationaler Validierung und Einheitlichem Patentgericht 

• Vertretung 

• Gebührenermäßigung 

• Änderung der Patentinhaber- oder Erfinderdaten 

3.3 Einspruchsverfahren 

• Zweck und rechtliche Natur eines Einspruchs als zentrales Verfahren nach der Patenterteilung vor 
dem EPA 

• Rechtsrahmen 

• Europäisches Patentregister, Akteneinsicht, Überwachung 

• Einlegung eines Einspruchs 

• Zahlung der Einspruchsgebühr 

• Vertretung 

• Inhalt der Einspruchsschrift 

• Einspruchsgründe nach Artikel 100 EPÜ 

• Formalprüfung und Zulässigkeit des Einspruchs 

• Bescheide der Einspruchsabteilung und Inter-partes-Austausch von Schriftsätzen 

• Änderungen seitens des Patentinhabers 

• Beschleunigung des Einspruchsverfahrens und Verfahrensmanagement 

• Beitritt 

• Mündliche Verhandlungen vor der Einspruchsabteilung und verfahrensrechtlicher Rahmen 
(einschließlich Regel 116 EPÜ) 

• Beweisaufnahme, einschließlich Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen 

• Mögliche Ergebnisse des Einspruchsverfahrens 

• Abschlussphase gemäß Regel 82 EPÜ 

• Übersetzungserfordernisse für Validierungsstaaten nach dem Einspruchsverfahren, sofern erforderlich 

• Zurücknahme des Einspruchs und Folgen 

• Kostenverteilung und Verfahrensentscheidungen 

• Veröffentlichung des Ergebnisses und Eintragungen im Europäischen Patentregister 

• Eintragung von Namensänderungen des Patentinhabers, Rechtsübergängen, Lizenzen und anderen 
Rechten 

• Änderung(en) bezüglich des/der Einsprechenden 

3.4 Beschränkungs- und Widerrufsverfahren 

• Zweck und rechtliche Natur einer zentralen Beschränkung und eines Widerrufs auf Antrag des 
Patentinhabers 

• Rechtsrahmen 

Beschränkung 

• Allgemeine Grundsätze der Beschränkung (Ex-parte-Verfahren, zentrale Wirkung in allen Staaten) 

• Einreichung eines Antrags auf Beschränkung 

• Prüfung des Antrags 

• Mitteilungen des EPA und Antworten des Patentinhabers 

• Zurücknahme des Antrags auf Beschränkung 

• Beschleunigungsanträge 

• Ergebnis des Beschränkungsverfahrens 

• Handlungen nach Regel 95 EPÜ (Text für Beschränkung, Übersetzungen) 

• Rechtswirkung der Beschränkung (Rückwirkung, neue Patentschrift) 

• Veröffentlichung des beschränkten Patents und Registereintragungen 

Widerruf 

• Allgemeine Grundsätze des Widerrufs (vom Patentinhaber eingeleitetes Verfahren, ex parte, zentrale 
Wirkung) 

• Einreichung eines Antrags auf Widerruf 

• Prüfung von Formerfordernissen und Mängeln 

• Verhältnis zum Einspruchs- und zum Beschränkungsverfahren 

• Mögliche verfahrensrechtliche Szenarien (Parallelverfahren) 

• Widerrufsentscheidung und Rechtsfolgen (rückwirkender Rechtsverlust) 



• Veröffentlichung und Aktualisierung des Registers 

• Gebührenaspekte und mögliche Rückerstattungen 
 

3.5 Beschwerde im Einspruchsverfahren (Inter-partes-Beschwerde) 

• Zweck und rechtliche Natur von Beschwerdeverfahren vor den Beschwerdekammern 

• Rechtsrahmen 

• Beschwerdefähige Entscheidungen der Einspruchsabteilung 

• Einlegung einer Beschwerde und Gebührenerfordernisse, einschließlich Verfügbarkeit von 
Gebührenermäßigungen 

• Beschwerdebegründung 

• Formalprüfung und Zulässigkeit der Beschwerde sowie Mängel 

• Aufschiebende Wirkung der Beschwerde 

• Mündliche Verhandlungen vor den Beschwerdekammern 

• Umfang der Überprüfung und Befugnisse der Beschwerdekammern 

• Mögliche Ergebnisse 

• Kosten im Beschwerdeverfahren 

• Antrag auf Überprüfung nach Artikel 112a EPÜ (außerordentlicher Rechtsbehelf) 

Modul 4 – PCT-Verfahren und Eintritt in die europäische Phase. 

Inhalt dieses Moduls 

Modul 4 – PCT-Verfahren befasst sich mit dem internationalen Anmeldeverfahren nach dem 

PCT und dem Euro-PCT-Weg, von der Einreichung über die internationale Recherche, die 

Veröffentlichung, die optionale internationale vorläufige Prüfung und den Eintritt in die 

nationale oder regionale Phase. 

Es wird abgefragt, inwieweit die Kandidatinnen und Kandidaten dazu in der Lage sind, die 

einschlägigen verfahrensrechtlichen Erfordernisse anzuwenden, die erforderlichen 

Handlungen, Gebühren, Fristen und Rechtsmittel zu erkennen und die rechtlichen und 

verfahrensrechtlichen Folgen für den Anmelder zu ermitteln. 

Die Einreichung und Bearbeitung von Euro-Direkt-Anmeldungen wird in Modul 2 

– Patenterteilungsverfahren behandelt. 

Als wichtigste Rechtsgrundlage für dieses Modul dienen der PCT-Vertrag, die PCT-

Ausführungsordnung und, sofern relevant, die PCT-Verwaltungsvorschriften für die 

internationale Phase sowie das EPÜ, insbesondere Artikel 153 EPÜ und Regeln 159–

165 EPÜ für Euro-PCT-Anmeldungen beim EPA. Zu den offiziellen Referenzquellen gehören 

der PCT-Leitfaden für Anmelder der WIPO, die PCT-Richtlinien für die internationale 

Recherche und die internationale vorläufige Prüfung, die Richtlinien für die Prüfung im EPA, 

die Richtlinien für die Recherche und Prüfung im EPA als PCT-Behörde, die offiziellen 

Gebühreninformationen und PATENTSCOPE. 

4.1 Einreichung der internationalen Anmeldung (Kapitel I PCT) 

Einreichung der internationalen Anmeldung 

• Anmeldeamt: nationales Amt, Internationales Büro (IB), Europäisches Patentamt (EPA) 

• Einreichung der internationalen Anmeldung 

• Antrag und Bestandteile der internationalen Anmeldung: Beschreibung, Ansprüche, Zeichnungen und 
Zusammenfassung 

• Sprache und Übersetzung der internationalen Anmeldung 

• Bei der Einreichung zu entrichtende Gebühren, einschließlich anwendbarer Ermäßigungen 



Internationales Anmeldedatum 

• Erfordernisse für die Zuerkennung eines internationalen Anmeldedatums 

• Fehlende Bestandteile oder Teile der internationalen Anmeldung 

• Auswirkungen auf das internationale Anmeldedatum 

Formerfordernisse, Priorität und Berichtigungen 

• Angaben zum Anmelder, Erfinder und Vertreter 

• Prioritätsanspruch und Benennung der Vertragsstaaten 

• Unterschrift 

• Aufforderung zur Mängelbeseitigung 

• Beseitigung von Mängeln und Berichtigung offensichtlicher Fehler 

• Berichtigung, Hinzufügung oder Zurücknahme eines Prioritätsanspruchs 

• Wiederherstellung des Prioritätsrechts 

4.2 Internationale Recherche 

Internationaler Recherchenbericht und Ergebnisse 

• Internationale Recherchenbehörde (ISA): Wahl und Zuständigkeit 

• Recherchengebühr, einschließlich Ermäßigung und Erstattung 

• internationaler Recherchenbericht (ISR) 

• Schriftlicher Bescheid der ISA 

Sonderfälle bei der internationalen Recherche 

• Mangelnde Einheitlichkeit der Erfindung 

• Aufforderung zur Zahlung zusätzlicher Gebühren 

• Kein internationaler Recherchenbericht oder Erklärung, die den internationalen Recherchenbericht 
ersetzt 

Handlungen nach der internationalen Recherche 

• Änderung der Ansprüche 

• Informelle Stellungnahme 

• PCT-Direktverfahren 

Ergänzende internationale Recherche 

• Für die ergänzende Recherche bestimmte Behörde 

• Für die ergänzende internationale Recherche bestimmter Behörde (SISA) 

• Ergänzende internationale Recherche 

4.3 Internationale Veröffentlichung 

• Internationale Veröffentlichung 

• Technische Vorbereitung für die Veröffentlichung 

• Form und Inhalt der internationalen Veröffentlichung 

• Veröffentlichung in PATENTSCOPE 

• Sprache der Veröffentlichung 

• Zurücknahme der internationalen Anmeldung zur Verhinderung einer internationalen Veröffentlichung 

4.4 Internationale vorläufige Prüfung (Kapitel II PCT) 

Antrag auf internationale vorläufige Prüfung 

• Mit der internationalen vorläufigen Prüfung beauftragte Behörde (IPEA) 

• Antrag auf internationale vorläufige Prüfung 

• Form, Inhalt und Frist für die Einreichung des Antrags 

• Gebühren 



Internationales vorläufiges Prüfungsverfahren 

• Schriftlicher Bescheid und Mitteilungen der IPEA 

• Stellungnahme des Anmelders  

• Änderungen nach Kapitel II 

• Einwendungen Dritter 

Internationaler vorläufiger Prüfungsbericht 

• Internationaler vorläufiger Bericht zur Patentierbarkeit (IPER) 

4.5 Allgemeine Bestimmungen nach dem PCT 

 Vertretung: 

• Allgemeine Grundsätze 

• Wer kann als Vertreter auftreten 

• Vollmachten 

• Änderung der Vertretung 

Fristen 

• Fristen in der internationalen Phase 

• Berechnung von Fristen 

• Unterlagen, die als fristgerecht eingegangen gelten 
 

Gebühren 

• Gebühren in der internationalen Phase 

• Entrichtung, Ermäßigung und Rückerstattung von Gebühren 

Rechtsbehelfe und Überprüfung 

• Höhere Gewalt 

• Entschuldigung von Fristüberschreitungen 

• Verlängerung von Fristen in der internationalen Phase (sofern zutreffend) 

• Überprüfung durch die Bestimmungsämter 

• Wiedereinsetzung oder Wiederherstellung in der nationalen oder regionalen Phase (sofern zutreffend) 

4.6 Eintritt in die nationale oder regionale Phase 

Eintritt in die nationale oder regionale Phase 

• Fristen für den Eintritt in die nationale oder regionale Phase 

• Erfordernisse für den Eintritt in die nationale oder regionale Phase 

• Vorzeitige Bearbeitung beim Bestimmungsamt oder ausgewählten Amt 

Europäische Phase (Euro-PCT) 

• Eintritt in die europäische Phase (Euro-PCT) 

• Ergänzende europäische Recherche, soweit erforderlich 

4.7 Europäische Phase einer internationalen Anmeldung (Euro-PCT) 

Erfordernisse für den Eintritt in die europäische Phase 

• Prüfungsantrag 

• Beim Eintritt in die europäische Phase zu entrichtende Gebühren, einschließlich anwendbarer 
Ermäßigungen 

• Übersetzung der internationalen Anmeldung, soweit erforderlich 

• Anmeldungsunterlagen, die dem europäischen Erteilungsverfahren zugrunde zu legen sind 



Verfahren vor dem EPA als Bestimmungsamt oder ausgewähltem Amt 

• Vertretung und Bestellung eines zugelassenen Vertreters, soweit erforderlich 

• Beschleunigung des Verfahrens, einschließlich PACE, Patent Prosecution Highway (PPH) und 
Verzicht auf Verfahrensrechte 

Spätere Formerfordernisse, Änderungen und Rechtsbehelfe 

• Formerfordernisse in Bezug auf Anmelder, Erfinder und Vertreter 

• Änderungen bei Eintritt in die europäische Phase 

• Prioritätsunterlagen, beglaubigte Kopien und Sequenzprotokolle 

• Berichtigung von Mängeln 

• Weiterbehandlung 

• Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

  



Disclaimer zum Lehrplan 

Dieser Lehrplan soll einen strukturierten Überblick über die wichtigsten Themen, Verfahren 

und Rechtsgrundlagen geben, die für die Prüfungsmodule relevant sind. Er spiegelt die 

wesentlichen Wissensbereiche, die sich aus dem anwendbaren Rechtsrahmen ergeben, 

wozu das EPÜ, der PCT, die UP-Verordnung, die Pariser Verbandsübereinkunft, die 

entsprechenden Richtlinien und die damit verbundenen Rechtstexte gehören. 

Der Lehrplan dient lediglich als Leitfaden und Orientierungshilfe. Er stellt keine vollständige 

oder einschränkende Liste aller prüfungsrelevanten Themen dar. Von den Kandidatinnen und 

Kandidaten wird erwartet, dass sie die entsprechenden rechtlichen Vorschriften und deren 

Anwendung in der Praxis verstehen, einschließlich Aspekten, die in den logischen 

Anwendungsbereich der abgedeckten Verfahren fallen, auch wenn diese nicht ausdrücklich 

aufgeführt sind. 

In der Prüfung kann es daher auch um Verfahrens-, Form- und Rechtsfragen gehen, die sich 

im Rahmen der genannten Themen ergeben. Dass eine bestimmte Frage, ein bestimmtes 

Unterthema oder ein bestimmtes Beispiel nicht aufgeführt wird, soll nicht so ausgelegt 

werden, dass dies nicht Gegenstand der Prüfung sein kann. 

 


